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Soziale Bewegungen, "violent groups" und staatliche Reaktion.

Ein Prozeßmodell zur Analyse der Interaktion zwischen sozialen

Bewegungen und den Instanzen sozialer Kontrolle

Susanne Karstedt-Henke

1. Soziale Bewegung, Konflikt und politischer Protest:

Probleme der Forschung

Die Entwicklung von Gruppierungen, die politische Gewalt anwen¬

den, finden wir in verschiedenen historischen und kulturellen

Kontexten: Gegen Ende des 19. Jahrhunderts im Rahmen politisch¬

sozialer Bewegungen, nach dem ersten Weltkrieg aus aufgelösten

militärischen Verbänden hervorgehend, in jüngster Zeit im Rahmen

national und/oder religiös orientierter Separatistenbewegungen,

im Rahmen von Rassenkonflikten und in der Folge von Studenten¬

bewegungen und -unruhen. Gemeinsam scheint diesen differenten

Erscheinungsformen gewaltanwendender Gruppierungen ihre Ver¬

ankerung in einer sozialen Protestbewegung zu sein.

Die auf den ersten Blick frappierenden Gemeinsamkeiten so diffe-

renter Phänomene verführen denn auch zu alltagstheoretischen

Erklärungsansätzen, daß die "unkonventionellen politischen

Aktionen" (Kritzer 1977), die charakteristisch für eine soziale

Protestbewegung sind, unmittelbare Ursache für die Gewaltanwen¬

dung durch kleine, "terroristische" Gruppen seien.

Das Problem der sozialwissenschaftlichen Erforschung von politi¬

scher Gewalt und den entsprechenden Formen kollektiver Gewalt¬

anwendung liegt offensichtlich in der je singulären historischen

Faktorenkombination, die Ereignisse der Gewaltanwendung im poli¬

tischen Bereich darstellen. Die jeweils einzigartige Verknüpfung

von struktureller Ausgangslage, Motiv- und Verhaltensdispositio¬

nen der gewaltanwendenden Personen und den solche gewaltauslö¬

senden "zufälligen" Ereignisse sperrt sich der Analyse in ahisto¬

rischen Kausalmodellen. Das Problem stellt sich gleichermaßen

bei dem Versuch, Prozeßmodelle beschreibenden Charakters zu ent-
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wickeln wie auch bei der Indizierung konflikt- und gewaltaus¬

lösender Strukturen.

Die sozialwissenschaftliche Analyse von Aufruhr, Rassenunruhen,

revolutionären Bewegungen und Revolutionen hat die Idee der

gewaltfreien Lösung politischer Konflikte und die Definition

jeder Art von Gewaltanwendung als "abweichend" und "irrational"

zunehmend in Frage gestellt. Historische Fallanalysen erschüt¬

terten das Bild einer "gewaltfreien" Gesellschaft in den U.S.A.

(Hofstadter u.a. 1972) durch den Nachweis der Kontinuität der -

keineswegs auf Rassenkonflikte beschränkten - Anwendung von

Gewalt in allen Bereichen der US-amerikanischen Gesellschaft.

Bei der Analyse staatlicher Repression zeigte sich ferner, daß

in den Instanzen sozialer Kontrolle in der Reaktion of politi¬

sche Gewalt weder "rational" noch "konform" im Sinne bestehender

Normen - vor allem durch das Obermaß des Gewalteinsatzes -

ge¬

handelt wird (Stark 1972). Die "Prominenz" repressiver Akte für

die Verlaufsgeschichte von Revolutionen (Tilly 1972, S. 73) und

den Ablauf von Aufruhr und Demonstrationen haben das Bild des

staatlichen Kontrollapar.ates drastisch geändert. Angesichts

einer mehrheitlichen Oberreaktion der Instanzen sozialer Kon¬

trolle fragen sich die Forscher, ob das bisher gültige Reiz

(Gewalt)-(staatliche)Reaktionsmodell nicht dahingehend umgekehrt

werden müsse, daß Unruhen in einem politischen System als Ver¬

stärkungsplan für repressive Regierungsakte angesehen werden

müssen (Anderson und Nesvold 1972, S. 908).

Ein Großteil der europäischen Unruhen ... nahm gewaltsame Formen

gerade in dem Moment an, als die Autoritäten intervenierten, um

eine illegale, aber gewaltlose Aktion zu stoppen. Dies gilt

typischerweise für gewaltsame Streiks und Demonstrationen.

Tote und Verletzte sind eher den staatlichen Maßnahmen zuzu¬

rechnen, Sachschäden den Demonstranten (Tilly 1969, S. 42).

Die Dynamik einer sozialen Bewegung, ihr Verlauf und letztend¬

liche Richtung entstehen also durch die Interaktion mit den
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Instanzen sozialer Kontrolle und dem politischen System und

entwickelt sich durch die von beiden Seiten angewandten "Stra¬

tegien politischer Gewalt" (Waldmann 1977). Seine besonderen

Konturen gewinnt dieser Prozeß aus der komplexen Struktur des

politischen Entscheidungssystems und der Instanzen sozialer

Kontrolle sowie aus spezifischen Strukturmerkmalen der sozialen-

Bewegung selbst und der Gesellschaft, in der sie entsteht.

2. Gesellschaftsstruktur und Struktur sozialer Bewegungen

Smelser nennte den Prozeß gesellschaftlicher Differenzierung

und damit zunehmender Mobilisierung von Teilen einer Bevölkerung
als eine der Voraussetzungen sozialer Bewegungen im allgemeinen

(Smelser 1972). Er bezieht dabei neben ökonomischen und politi¬

schen Differenzierungsprozessen die gleichzeitigen Verschie¬

bungen im Wert- und Normensystem einer Gesellschaft ein, die

Aufweichung bis dahin festetablierter Wertgrenzen der "Negation"

bei Etablierung kollektiver Wert- und Normensysteme (Simmel 1968).

Die strukturorientiert Konfliktforschung präzisiert diesen An¬

satz in verschiedenen Richtungen.

Gesellschaftliche Differenzierungsprozesse können zu verstärkten

Diskrepanzen bei der elementaren Bedürfnisbefriedigung in einer

Population führen. Bei gleichzeitig wachsender Mobilität kann

in Teilen dieser Population die Wahrnehmung solcher Diskrepanzen

wachsen, werden Ansprüche hochgeschraubt, die nicht erfüllt

werden, oder wird ein Absinken unter die bisherigen Möglichkei¬

ten und Standards der Bedürfnisbefriedigung festgestellt. So¬

wohl faktische Diskrepanzen als auch ihre Wahrnehmung werden in

dem Konstrukt der "relativen Deprivation" (Gutt 1970) zusammen¬

gefaßt: In einer Population können dann soziale Protestbewegungen

entstehen, wenn die Möglichkeit der Bedürfnisbefriedigung im

Vergleich zu früheren Zuständen oder anderen Teilen einer Popu¬

lation als nicht angemessen wahrgenommen wird. Damit wird dem'

bereits von Toqueville beobachteten und von Davis (1974) in der

J-Kurve dargestellten Phänomen Rechnung getragen, daß sozialen

Protestbewegungen häufig eine Zeit des wirtschaftlichen Auf-
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schwungs und der Verbesserung der ökonomischen Situation einer

Population vorangeht.

Prozesse sozialer Differenzierung können auf der einen Seite

zu einer verstärkten funktionalen Bindung und Interdependenz

gesellschaftlicher Subsysteme führen, erfordern auf der anderen

Seite neue Grenzziehungsprozesse: Es kann also am Rande der

Gesellschaft zur Segmentbildung bzw. zu Randgruppenbildungen

kommen, in denen Fürstenberg Entwicklungsmöglichkeiten für

"innovative Randgruppen" und Potentiale für soziale Protest¬

bewegungen sieht (Fürstenberg 1965). Die Bildung von gesell¬

schaftlichen Segmenten, d.h. Gruppierungen von nach bestimmten

gesellschaftlichen Kategorien gleichartigen, deren Binnenkon¬

takte die Außenkontakte überwiegen, die vom gesellschaftlichen

Mobilisierungsprozeß ausgeschlossen sind und deren Partizipa¬

tionschancen an zentralen gesellschaftlichen Institutionen

geringer sind als die anderer Gruppen, dürfte vor allem im

Fall religiös-rassisch- oder nationalistisch orientierter

Protestbewegungen eine wesentliche Rolle spielen (Feierabend

u.a. 1972).

Es ist ein Kennzeichen sozialer Protestbewegungen, daß sie

eine diffuse Ziel- und Normenstruktur (Wilkinson 1974) und

keine definierten Mitgliedschaftsrollen haben, folglich auch

nicht über eine etablierte Führungs- und Kommunikationsstruktur

verfügen.

Der Ausgangspunkt sozialer Protestbewegungen in ökonomisch und

statusmäßig deprivierten Soziallagen und gesellschaftlichen

Segmenten läßt eine im Kernbereich homogene Mitgliedschaft

erwarten (Rüde 1977). Im Falle der Zugehörigkeit zu einer

rassisch-ethnischen Minderheit oder der - wenn auch zeitlich

limitierten - Zugehörigkeit zu einer sozialen Gruppe (Jugend¬

liche, Studenten) wird sich eine kollektive Identität eher und

eindeutiger ausprägen, da die Gruppenzugehörigkeit als "master-

status" die gesamten Rollensegmente der Mitglieder der Protest¬

bewegung bestimmt. Gleichzeitig rekrutieren soziale Bewegungen

Mitglieder mit nicht nur unterschiedlichen, sondern auch kon-
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trären Motiv- und Handlungsdispositionen. Proaktive und reak¬

tive Mitgliedschaften (Gamson 1972), aktivistische und ent¬

fremdete Protestanten (Kenniston 1968) prägen gemeinsam das

Bild der sozialen Bewegung. Die jeweiligen Potentiale ziel-

und handlungsorientierter und desorientierter Gruppierungen

ziehen bestimmte gesellschaftliche Reaktionen und Einschätzungen

der Kontrollinstanzen auf sich, denen sie wiederum typische

Reaktionsmuster entgegenstellen, so daß ein vielschichtiger

Reiz-Reaktionsprozeß den Verlauf der sozialen Bewegung be¬

stimmt.

Die Rekrutierung so differenter Mitgliedschaften hat ihre Ur¬

sache in einem Charakteristikum der Zielstruktur sozialer Be¬

wegungen, das in Anlehnung an Simmel als "Negativität kollek¬

tiver Zielsetzungen" beschrieben werden kann (Simmel 1978).

Soziale Bewegungen entwickeln ihre Zielsetzungen in einer mehr

oder weniger präzisierten und dezidierten Negation gesell- •

schaftlicher Ziele, Werte und Normen, ohne diese unmittelbar

positive und handlungsorientierende Zielsetzungen folgen zu

lassen. Die Negation in der Zielsetzung äußert sich durchaus

präzise in Angriffen auf bestimmte Personen und Sachen (Rüde-

'1977) oder wird diffus in der großen Verweigerung gelebt

(Kenniston 1967).

Reichweite und Intensität der Negation sind entscheidend für

den Versuch, die Ziele der sozialen Bewegung zu legitimieren,

die Mitgliedschaft zu vergrößern und Unterstützung bei den

gesellschaftlichen Eliten und im politischen Subsystem zu

gewinnen. Ihrer Legitimationsfähigkeit kommt zugute, daß sich

die Mitglieder durchaus auf anerkannte gesellschaftliche Werte

oder alte Privilegien berufen, die bislang nicht relaisiert

wurden oder bedroht sind.

Aufgrund des Mangels an interner Struktur ist eine soziale

Bewegung angewiesen auf ein externes Kommunikationsnetz, das

Verbreitung der Ziele und Anliegen ermöglicht. Die "unkonven¬

tionellen politischen Aktionen" - in der Regel symbolische

oder manifeste Normverletzungen und Angriffe auf das Staat-
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liehe Gewaltmonopol - und charismatische Führerpersönlichkeiten

verschaffen den notwendigen Zugang zum externen Kommunikations¬

netz und bestimmen das Bild und die häufige Oberschätzung der

sozialen Bewegung in der Öffentlichkeit.

3. Struktur des politischen Systems und der Instanzen sozialer

Kontrolle

Die Inkonsistenz staatlicher Reaktion auf soziale Bewegungen

und einzelne Gewaltereignisse (Feierabend u.a. 1970) ist das

durchgängie und hervorstechende Merkmal der Repressionsmaßnah¬

men. Da sich die Inkonsistenz offensichtlich nicht einem vor¬

sichtigen und "experimentellen" Repressionseinsatz zuschreiben

läßt, wollen wir versuchen, sie aus den strukturellen Bedin¬

gungen des staatlichen Zwangsapparates abzuleiten. Dessen Aus¬

differenzierung und partielle Autonomie gegenüber dem politi¬

schen Handlungssystem führt zu einer Differenzierung der Hand¬

lungsprogramme in die "Zweckprogrammierung" des politischen

Handlungssystems und die "Konditionalprogrammierung der In¬

stanzen sozialer Kontrolle - Polizei und Justiz.

Während die Reaktion der Instanzen sozialer Kontrolle durch

bestimmte normierte Tatbestände ausgelöst und durch festgelegte

Handlungsabläufe gesteuert wird (Konditionalprogramm), können

i im politischen System die Handlungsmittel den jeweils festzu¬

legenden Zielsetzungen angepaßt werden (Zweckprogramm). So

können die von der sozialen Bewegung vorgetragenen Angriffe

und Zielsetzungen - insbesondere im Zuge eines Wechsels der

.herrschenden Parteien und Eliten (Perrow 1977) in das legiti¬

mierte und legitimationsfähige politische Wert- und Zielsystem

aufgenommen werden. Die potentielle Offenheit des politischen

Systems und seine Integrationsfähigkeit gegenüber neuen politi¬

schen Gruppierungen und ihren Zielsetzungen wird gefördert

und gefährdet zugleich durch die relative Autonomie des staat¬

lichen Zwangsapparates; auf diese Weise entwickelt sich eine

Arbeitsteilung zwischen "Integration" und "Repression" der

sozialen Bewegung.
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Das konditionale Entscheidungsprogramm der Kontrollinstanzen

ist darauf angewiesen, daß sich die Aktionen und Äußerungen

der Mitglieder einer sozialen Protestbewegung oder die Zuge¬

hörigkeit zu einer solchen Gruppe selbst (Koalitionsverbote,

Demonstrationsverbote) bereits als abweichendes Verhalten

einem handlungsauslösenden Tatbestand subsumieren lassen.

Die Ambiguität in der Formulierung der Norm und die entspre¬

chenden Ermessensspielräume haben zunächst regional uneinheit¬

liche Reaktionen zur Folge - so bei den Springerdemonstrationen

1968 in der Bundesrepublik -, vor allem dann, wenn es sich um

unkonventionelle Aktionen wie sit-ins, kontrollierte Rechts¬

brüche und gewaltlose Aktionen handelt, erlauben es den Kontroll¬

instanzen aber ebenso, taktisch nicht zu bewältigende Situationen

wie massenhaften Drogenkonsum in Großveranstaltungen zu igno¬

rieren.

Bei der Ausfüllung der Ermessensspielräume durch die institutio¬

nellen Alltagstheorien und teilweise subkulturähnlichen Inter¬

pretationsschemata der Kontrollinstanzen (Stark 1972), sind

zwei "Ideologeme" von herausragender Bedeutung: "große Ver¬

schwörung" und "Drahtzieher - kleine radikale Minderheit"

(Stark 1972, S. 154). Sie liefern zu Beginn der sozialen Be¬

wegung die Grundlage für eine selektive Kriminalisierung be¬

sonders aktiver und Führungsgruppen, während das politische

System Teilen der Protestbewegung die Integration über beste¬

hende oder neugeöffnete Partizipationsmöglichkeiten anbietet.

Bei dieser Arbeitsteilung entstehen durchaus Reibungsverluste:

So bedarf die in der Mehrzahl der Fälle erfolgte Oberreaktion

gegenüber der sozialen Protestbewegung einer nachträglichen

Legitimation, die entsprechend den Integrationszielen und

gegenüber einer aufgebrachten "öffentlichen Meinung" vom

politischen System durchaus verweigert werden kann und von

den Instanzen bei weiteren Maßnahmen antizipiert wird. Da das

instanzliche Konditionalprogramm gegenüber unmittelbaren Ein¬

griffen durch das politische Handlungssystem abgedichtet ist,

um die Ausdifferenzierung und Autonomie zu erhalten, kann die

Durchsetzung politischer Ziele durch den staatlichen Zwangs-
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apparat auch zurückgewiesen werden. Dies gilt weniger für die

Exekutivorgane als für die Justiz; die bundesdeutsche Richter¬

schaft widersetzte sich der politischen Forderung nach rascher

"Aburteilung" der 'Rädelsführer" der Springer-Demonstration

(Grossmann u.a. 1968), die Strafen für (nicht erfolgreiche) Re¬

volutionäre und Anarchisten in Frankreich und Italine waren

eher milde (Joll 1966). Dies zwingt die Legislative, bestehende

Konditionalprogramme so zu revidieren, daß vor allem für die

externen Kommunikationsmöglichkeiten der sozialen Bewegung,

ihre Zielsetzungen und ihre Aktionen eine eindeutige normative

Grundlage für den instanzlichen Zugriff vorliegt, der dann in

erster Linie generalpräventive Wirkungen anzielt.

4. Sequenzen des Interaktionsprozesses zwischen sozialer

Protestbewegung, politischem System und den Instanzen

sozialer Kontrolle

Auf der Grundlage der Strukturanalyse lassen sich drei Phasen

des Interaktionsprozesses zwischen sozialer Protestbewegung,

politischem System und den Instanzen sozialer Kontrolle unter¬

scheiden.

1: Phase: Die strukturbedingte Inkonsistenz der Reaktionsmuster

des staatlichen Zwangsapparates führt zu einer Ausweitung des

Konfliktes und ermöglicht das Wachstum der Protestbewegung

(Feierabend 1970).

2. Phase: Die arbeitsteilige, differenzierte Reaktion von Parti¬

zipationseröffnung und Ziellegitimierung einerseits und Blockade

und Kriminalisierung andererseits führt zu einer Differenzierung
der sozialen Bewegung in Gruppierungen, die sich organisieren

und in das politische System integrieren (aktivistische Gruppie¬

rungen), die sich der Protestbewegung, aber auch der Gesell¬

schaft zunehmend entziehen (entfremdete Gruppierungen), und

schließlich Gruppen, die einer Verschärfung des Konfliktes

durch die zunehmende Anwendung illegaler Mittel bei ihren

Aktionen zusteuern. In dieser Phase werden durch Konsolidierung
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und Ausweitung des Repressionspotentials die Voraussetzungen

für den weiteren Verlauf der Protestbewegung geschaffen.

3. Phase: Der zu Beginn einer sozialen Bewegung bestehende

Konnex mit gewaltanwendenden Gruppierungen ist in der dritten

Phase auslösender Reiz für die erweiterte Illegitimisierung

und Kriminalisierung politischen Protestes, die insbesondere

auf die Kommunikationsmöglichkeiten und Mitgliedschaftsrekru¬

tierung der sozialen Bewegung zielen. Der Legitimationsvor¬

schuß für staatliche Zwangsmaßnahmen gegenüber spektakulären

Gewaltaktionen führt zum Abbau der arbeitsteiligen Reations-

struktur und zur Verstärkung der Interorganisationsbeziehungen.

Die Blockade der Kommunikationskanäle und -inhalte kann das

Protestpotial in die Latenz drücken, bereitet gleichzeitig

auch durch die verringerten Partizipationschancen den Boden

für neue reaktive soziale Bewegungen.
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